
Der Sozialstaat als Erziehungsanstalt.

.) Vorweg der Hinweis auf die 417. Mahnwache am Dienstag  6. April 
2021 um 14 Uhr vor den Toren des AKW Brokdorf:  http://antjeundieter.de/wp-
content/uploads/2015/09/417.-Mahnwachwe-vor-dem-AKW-Brokdorf.pdf   
 
.)Wie die Hartz-Reformen die Republik grundlegend 
verandert haben. Ein Ruckblick auf einen tristen und immer 
noch aktuellen Zustand: 
 
https://www.jungle.world/artikel/2021/07/der-sozialstaat-als-erziehungs-anstalt 
 
Das Vorhandensein von Arbeitslosigkeit ist in kapitalistischen 
Gesellschaften eigentlich der Normalzustand. Wahrend des 
70jahrigen Bestehens der Bundesrepublik Deutschland betrug die 
Zeit der Vollbeschaftigung gerade einmal zwolf Jahre. Das war von 
1961 bis 1973, ist also schon sehr lange her. Danach nahm die 
Arbeitslosigkeit in Deutschland stetig zu; genauso wie in allen 
anderen Industrielandern. Bereits gegen Ende 1973 uberstieg sie 
hierzulande die Millionen- und im Jahr 1982 die 
Zweimillionengrenze. Auf dem Hochststand im Jahr 2005 lag die 
Zahl der Arbeitslosen knapp uber funf Millionen. 
Wer arbeitslos wird, das heißt seine Arbeitskraft nicht im Rahmen 
einer bezahlten Berufstatigkeit verkaufen kann und auch kein 
Vermogen besitzt, droht von allem, was ihm oder ihr bis dahin 
selbstverstandlich war, abgeschnitten und sozial an den Rand 
gedrangt zu werden. In dieser Situation bleibt einem in der Regel 
nichts anderes ubrig, als sich an die sozialstaatlichen Institutionen 
zu wenden. Sofern der Job kein Minijob oder eine selbstandige 
Tatigkeit war, hatte man auch zuvor regelmaßig Beitrage an die 
Arbeitslosenversicherung abgefuhrt. 
Arbeitslosigkeit, die eigentlich ein strukturelles Problem ist, weil 
aufgrund des technologischen Fortschritts immer weniger Menschen
zur Herstellung der notwendigen Guter gebraucht werden, wurde 
zum Fehlverhalten jedes einzelnen Arbeitslosen erklart. 
Damit beginnt allerdings ein verwaltetes Leben, bei dem man den 
zustandigen Behorden nahezu vollkommen ausgeliefert ist. Dabei 
galt immer schon der Grundsatz, dass Sozialleistungen die 
Aufnahme von Arbeit nicht unattraktiv machen durfen. In diesem 
Sinne ist es nur folgerichtig, dass die sozialstaatlichen Leistungen 
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um so restriktiver werden mussen, je schlimmer es in der 
Arbeitswelt zugeht. Schließlich sollen sie stets unattraktiver sein als
die Jobs, die im Angebot sind. Dieser Logik folgten auch die 
beruhmt- beruchtigten Hartz-Reformen in den Jahren 2002 bis 2005.
Die Hartz-Reformen standen fur den Umbau des Sozialsystems zu 
einem sogenannten aktivierenden Sozialstaat. Alles begann damit, 
dass der damalige Bundeskanzler Gerhard Schroder (SPD) im Marz 
2002 den damaligen VW-Personalmanager Peter Hartz an die Spitze
einer Kommission berief, die sich mit einer tiefgreifenden 
Umgestaltung der Bundesanstalt fur Arbeit sowie mit einer 
grundlegenden Reform des Arbeitsmarkts befassen sollte. Das 
offizielle Ziel bestand darin, mehr Wirtschaftswachstum und 
»anstandige Arbeit« zu erzeugen. Die Hartz-Kommission erarbeitete
zahlreiche Vorschlage, die nahezu vollstandig von der rot-grunen 
Koalition in den Jahren von 2002 bis 2005 im gesetzgeberischen 
Hauruckverfahren mit atemberaubendem Tempo, ohne offentliche 
Diskussion und trotz breiter offentlicher Proteste, umgesetzt 
wurden. Ergebnis waren die vier Gesetze fur moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, kurz Hartz I bis IV. Der 
Grundtenor der damaligen Oppositionsparteien CDU und FDP 
bestand darin, dass die Reformen gar nicht weit genug gehen 
konnten. Damit herrschte faktisch eine ganz große Koalition, die 
angesichts starker Ubereinstimmungen nur noch um Details 
feilschte. Nur die relativ unbedeutende PDS (als Vorlauferin der 
Linkspartei) hielt damals dagegen. 
Im Kern bestanden die Reformen darin, verschiedenste Formen 
prekarer Arbeit umfassend per Gesetz zu fordern und zugleich den 
Druck auf die Arbeitslosen drastisch zu erhohen. Im Ergebnis 
schwoll die Zahl der prekar Beschaftigten so stark an, dass in 
Deutschland der ausgepragteste Niedriglohnsektor Europas 
entstand. Zugleich wurde der Sozialstaat derart zuruckgebaut, dass 
Arbeitslose in keinem anderen westeuropaischen Industrieland so 
schnell von Armut bedroht waren wie hier. 
Hartz I und II traten bereits am 1. Januar 2003 in Kraft. Hartz I 
beinhaltete die vereinfachte Befristung von Arbeitsverhaltnissen 
und eine starke Lockerung der Regeln fur Leiharbeit. Außerdem 
wurden die Sanktions- und Zumutbarkeitsregelungen fur 
Arbeitslosengeldempfanger beziehungsweise fur Bezieher von 
Arbeitslosengeld I, wie sie kurz darauf umbenannt wurden, deutlich 
verscharft; außerdem wurde die Bezugsdauer dieser Leistung 
drastisch verkurzt. Hartz II beinhaltete unter anderem die Minijob- 
Regelung, bei der die Einkommensgrenze fur geringfugige 



Beschaftigung seinerzeit auf 400 Euro erhoht wurde. Außerdem trat 
die Meldepflicht der Arbeitslosigkeit bereits zum Zeitpunkt der 
Kundigung (und nicht erst im Moment ihres tatsachlichen Eintritts) 
in Kraft. 
Unter Hartz III wurde die umfassende Reorganisation der 
Bundesanstalt fur Arbeit zusammengefasst. Vor diesem Umbau galt 
das Arbeitsamt als typische Behorde. Nun sollte sie wie ein 
Unternehmen der freien Wirtschaft organisiert werden. Dabei wurde
auch die Mithilfe der Unternehmensberatung McKinsey in Anspruch 
genommen. Teil der Veranderungen war die Umbenennung der 
Bundesanstalt in Bundesagentur fur Arbeit zum 1. Januar 2004. Aus 
den Amtern an Ort und Stelle wurden zugleich Agenturen, aus den 
Jobsuchenden Kunden und aus Sachbearbeitern Berater, die ihre 
Kunden mithilfe eines »Profilings« effektiv in neue Stellen vermitteln
sollten. All das waren vor allem Worthulsen. So bestand etwa das 
»Profiling« lediglich darin, dass von jedem Kunden, wie schon zuvor,
eine Akte angelegt wurde. Insgesamt waren die Arbeitsagenturen 
nach der Umbenennung genauso abschreckende Burokratiemonster
wie zuvor. 
Hinzu kamen nur noch einige wirtschaftskonforme Neuerungen. So 
mussen Mitarbeiter im hoheren Dienst seitdem sogenannte 
Assessments mitmachen. Das sind regelmaßige Treffen auf hochster
Ebene, bei denen sie sich moglichst begeistert uber die neuen 
Betriebsstrukturen und Methoden außern mussen, sofern sie ihre 
weiteren Karriereambitionen nicht begraben wollen. Fur einfache 
Angestellte wurde ein sogenanntes Benchmarking eingefuhrt, bei 
dem gleichartige Abteilungen innerhalb einer Region miteinander 
verglichen und in eine Rangfolge gebracht werden. Das 
schlechteste Zehntel von ihnen muss sich anschließend unter 
hohem Druck dafur rechtfertigen, dass es so weit unten eingestuft 
wurde. 
Fur die Arbeitsagenturen galt jetzt: Weil immer irgendwer der 
Schlechteste ist, wird von nun an ein automatisiertes Verfahren zur 
Ausubung von Leistungsdruck eingerichtet, das alle Beteiligten dazu
veranlassen soll, sich Muhe zu geben, um beim »Benchmarking« 
zumindest in der Mitte zu liegen. Der zugrunde liegende 
Leistungsmaßstab ist einzig und allein die pure Anzahl der Abgange 
aus der Arbeitslosenstatistik. Vollig egal aus welchem Grund! Das 
verfuhrt naturlich zu allerlei Tricksereien. Wie etwa die rasche 
Verhangung von Sperrzeiten oder die Vergabe sinnloser 
Trainingsmaßnahmen. 
Hartz IV trat als letztes der vier Gesetze fur moderne 



Dienstleistungen am Arbeitsmarkt am 1. Januar 2005 in Kraft. Es 
war der Abschluss der gleichnamigen Reform-Agenda, die seinerzeit
mit Unterstutzung der Gewerkschaften und fast aller Medien 
durchgesetzt wurde. Es ist bis heute zu Recht der mit Abstand 
unbeliebteste Teil des gesamten Reformpakets. Unter anderem 
beinhaltete Hartz IV die Zusammenlegung der Betreuung von 
erwerbsfahigen Sozialhilfe- und Arbeitslosenhilfeempfangern. Beide 
Gruppen wurden dadurch zu Hartz-IV-Empfangern und beziehen 
seitdem Arbeitslosengeld II, dessen Umfang sich ungefahr auf dem 
Niveau der vorherigen Sozialhilfe befindet. Vormalige 
Arbeitslosenhilfeempfanger erlitten infolge dessen hohe 
Einkommenseinbußen. Zugleich wurden erwerbsfahige 
Sozialhilfeempfanger immerhin zum ersten Mal in der 
Arbeitslosenstatistik mit aufgefuhrt, was die Arbeitslosenzahl 
erstmals in Deutschland uber die funf Millionen steigen ließ. Neu 
geschaffene Behorden, die speziell fur die Betreuung von Hartz-IV-
Empfangern zustandig sind, wurden uberall eingerichtet und 
verwaltungsmaßig von der Arbeitsagentur abgetrennt. Dabei 
entstand ein schwer durchschaubares burokratisches Wirrwarr. 
Dieses loste sich erst im Jahr 2011 weitgehend auf, als uberall 
einheitlich sogenannte Jobcenter fur die Hartz-IV-Empfanger 
eingerichtet wurden. 
Ganz unabhangig davon, wie die jeweilige Behorde zwischenzeitlich 
hieß und im einzelnen strukturiert war, war die unubersehbare 
Folge immer, dass den Langzeitarbeitslosen seit 2005 nicht mehr 
der Vermittlungsapparat der Bundesagentur fur Arbeit zur 
Verfugung steht. Damit werden sie faktisch und allen 
ursprunglichen Ankundigungen zum Trotz erheblich schlechter 
betreut als die Bezieher von Arbeitslosengeld I. Schlimmer noch: 
Angesichts der mangelnden Jobaussichten fur die meisten 
Empfanger von Arbeitslosengeld II erfuhren diese hier kaum Hilfe, 
sondern vielmehr eine immer mehr Gangelung und Repression. 
Angesichts der mangelnden Jobaussichten fur die meisten 
Empfanger von Arbeitslosengeld II erfuhren diese hier kaum Hilfe, 
sondern vielmehr eine zunehmende Gangelung und Repression. 
Alles in allem enthielten die Hartz-Reformen ausschließlich 
Maßnahmen, die sowohl die Lage der Beschaftigten als auch die der
Arbeitslosen spurbar verschlechterte. Im Sozialstaat neuen Typs 
sollte keine Leistung mehr ohne Gegenleistung gewahrt werden, 
was auch in der Formel »Fordern und Fordern« sowie im Begriff der 
aktivierenden Arbeitsmarktpolitik Ausdruck fand. Konkret wurden 
Arbeitsverhaltnisse flexibilisiert und der Niedriglohnsektor 



ausgebaut, indem alle nur denkbaren Formen von atypischen 
Beschaftigungsverhaltnissen gefordert wurden. Zugleich wurden 
Zumutbarkeitsregelungen fur die Neuaufnahme von Arbeit spurbar 
verscharft und Leistungen sowohl in ihrer Bezugsdauer als auch in 
ihrem Umfang gekurzt. 
Hinter diesem Vorgehen steckte die Ideologie, wonach die 
Massenarbeitslosigkeit vor allem auf das jeweils individuelle 
Versagen der Arbeitslosen, insbesondere auf mangelnde 
Arbeitsbereitschaft, zuruckzufuhren sei. Arbeitslosigkeit, die 
eigentlich ein strukturelles Problem ist, weil aufgrund des 
technologischen Fortschritts immer weniger Menschen zur 
Herstellung der notwendigen Guter gebraucht werden, wurde zum 
Fehlverhalten jedes einzelnen Arbeitslosen erklart. 
Dementsprechend sollte der Weg aus der Beschaftigungskrise darin 
liegen, mehr Druck auf die Arbeitslosen auszuuben. Im Grunde 
wurden damit die Arbeitslosen und nicht die Arbeitslosigkeit 
bekampft. 
Arbeitslose zweiter Klasse 
Seit den Hartz-Reformen sind Arbeitslose strenger als je zuvor in der
Geschichte der Bundesrepublik in zwei Anspruchsklassen sortiert. 
Zum einen in die Kurzzeitarbeitslosen mit Bezug von 
Arbeitslosengeld I (kurz: ALG I), zum anderen in die viel schlechter 
gestellten Langzeitarbeitslosen mit Bezug von Arbeitslosengeld II 
(ALG II), das im Allgemeinen als Hartz IV bezeichnet wird. Seit der 
Einfuhrung beziehen jahrlich etwa
4,5 Millionen arbeitsfahige Menschen diese Leistung. Zahlt man 
deren Angehorige hinzu, betragt die Zahl der Hartz-IV-Empfanger 
sechs Millionen. Das sind rund acht Prozent der Bevolkerung. Diese 
Zahlen blieben uber die Jahre hinweg nahezu konstant und wurden 
selbst in Phasen wirtschaftlichen Aufschwungs kaum reduziert. 
Jedem kann in relativ kurzer Zeit bluhen, zum Empfanger dieser 
Leistung zu werden. Nach einem Jahr Arbeitslosigkeit 
(beziehungsweise maximal zwei Jahren, sofern man uber 50 Jahre 
alt ist) fuhrt daran kein Weg vorbei, es sei denn, man verfugt uber 
ein großeres Vermogen, das man fast vollstandig aufbrauchen 
muss, bevor man Hartz IV beziehen darf. Immer mehr Menschen, 
die arbeitslos werden, mussen Hartz IV sogar von Anfang an 
beantragen, weil sie entweder die Anwartschaftszeiten fur das 
Arbeitslosengeld I nicht erfullen oder wahrend ihrer Arbeitstatigkeit 
so wenig verdient haben, dass sie zusatzlich zum Arbeitslosengeld I 
auf erganzende Hartz-IV-Leistungen angewiesen sind. Eins von 
beidem trifft auf uber 60 Prozent der Antragsteller zu. Der 



Hauptgrund fur diesen großen Anteil ist die Zunahme prekarer 
Beschaftigungsverhaltnisse. 
Jeder Hartz-IV-Bezieher ist dazu verpflichtet, zur Aufhellung der 
eigenen Vermogensverhaltnisse beizutragen, damit die 
Bedurftigkeit festgestellt werden kann. Alles, was sie oder er 
besitzt, muss offengelegt werden. Hierzu muss ein 16seitiges 
Antragsformular ausgefullt werden. Die darin zu beantwortenden 
Fragen sind umfangreicher als die jahrliche 
Einkommensteuererklarung. Samtliche Einkunfte, das gesamte 
Vermogen, die Wohnverhaltnisse, Wertgegenstande – alles muss 
offengelegt werden. Es gibt fur den Antragsteller auch kein 
Bankgeheimnis mehr, denn die Jobcenter fordern haufig Einsicht in 
samtliche Kontoauszuge der letzten drei Monate. Besitzt man 
Ölgemalde, Antiquitaten, Edelmetalle oder vielleicht eine wertvolle 
Briefmarkensammlung? Ein vorhandenes Kraftfahrzeug darf nicht 
mehr als 7 500 Euro wert sein, sonst muss es verkauft werden. Es 
ist schlimmer, als wenn der Gerichtsvollzieher vor der Tur stunde. 
Außerdem muss man Angaben zu dritten Personen machen, 
beispielsweise zu Lebenspartnern, Mitbewohnern oder Vermietern. 
Kommt man all diesen Informationspflichten nicht nach, konnen 
Leistungen wegen fehlender Mitwirkung gestrichen oder gar nicht 
erst gewahrt werden. Generell muss man jedes Vermogen bis auf 
ein geringes Schonvermogen aufbrauchen. Durch Datenabgleiche 
wird außerdem ermittelt, ob Hartz-IV-Empfanger bei der Minijob-
Zentrale gemeldet sind, eine Rente beziehen oder einen 
Freistellungsauftrag der Bank abgegeben haben. Ferner: Wurden 
samtliche anderen Anspruche an den Sozialstaat ausgeschopft? 
Generell mussen alle anderweitig moglichen staatlichen 
Transferleistungen vorrangig bezogen werden und werden 
gegebenenfalls vollstandig vom Arbeitslosengeld abgezogen. 
Außerdem muss jede noch so geringfugige Einkommensanderung 
innerhalb der Bedarfsgemeinschaft – auch das eine Neuerung, die 
auf die Einkommen von Mitbewohnern jeden Alters zielt – sofort 
gemeldet werden, was dann zu einer Neuberechnung der 
ausbezahlten Leistungen fuhrt. Und sei es auch nur, weil ein Kind 
Zeitungen austragt, um sein Taschengeld aufzubessern. 
Mitwirkungspflichten 
Die Aufnahme einer neuen Arbeit gilt im Hartz-IV-Bezug als absolut 
vorrangiges Ziel. Dabei ist es sowohl gleichgultig, worin die neue 
Arbeit besteht als auch unter welchen Bedingungen und zu 
welchem Gehalt sie verrichtet werden soll. Fur Empfanger von ALG 
II ist grundsatzlich jede Arbeit beziehungsweise 



Eingliederungsmaßnahme zumutbar. Prekare Arbeit sowieso, aber 
auch Ein-Euro-Jobs und sogar unbezahlte Praktika. Das 
entsprechende Angebot nicht anzunehmen, gilt als 
Nichtkooperation und wird umgehend mit Leistungskurzungen -
sanktioniert. Die einzigen Grunde fur die Nichtaufnahme einer -
Arbeit, die von Seiten des Jobcenters akzeptiert werden, sind a) 
wenn der Erwerbsfahige zu der angebotenen Arbeit korperlich, 
geistig oder seelisch nicht in der Lage ist, b) wenn die Erziehung 
eines Kindes bzw. die Pflege von Angehorigen gefahrdet sind oder c)
wenn der angebotene Job sittenwidrig ist. 
Trifft keiner dieser Grunde zu, muss jede Arbeit, gleich zu welchem 
Lohn, angenommen werden. Gibt es nicht genugend Arbeitsstellen, 
kann auch die Teilnahme an einer sogenannten Arbeitsgelegenheit 
verordnet werden. Fur eine Arbeitsgelegenheit gibt es keinen Lohn, 
sondern lediglich weiterhin Arbeitslosengeld II plus eine 
Mehraufwandsentschadigung von ein bis zwei Euro pro Stunde. 
Dieses Geld ist nicht als Entlohnung gedacht, sondern dient 
pauschal dazu, den Aufwand fur Arbeitskleidung, Fahrtkosten und 
dergleichen zu erstatten. 
Allgemein bekannt sind diese Maßnahmen unter der Bezeichnung 
Ein-Euro-Job. Sie wurden im Jahr 2005 gemeinsam mit Hartz IV 
schnell und flachendeckend eingefuhrt. Die Arbeitszeit in einem Ein-
Euro-Job betragt in der Regel 30 Wochenstunden. Diese soll nicht 
uberschritten werden, damit noch Zeit fur Bewerbungen bleibt. 
Abgeleistet wird die Arbeit bei Kommunen, Kirchen, 
Wohlfahrtsverbanden, Denkmalpflegeeinrichtungen oder bei 
Umweltschutzverbanden etc. Heute gibt es noch knapp 100 000 
dieser Arbeitsgelegenheiten. Von der Idee her sollen sie eine 
Starthilfe fur Langzeitarbeitslose sein, um sie in regulare 
Erwerbsarbeit zu bringen. 
In Wirklichkeit geschieht aber das Gegenteil. Aus einem Ein-Euro-
Job heraus nehmen die Betreffenden noch seltener eine 
sozialversicherungspflichtige Beschaftigung auf als andere Hartz-IV-
Empfanger. Dieser Effekt wurde vom hauseigenen 
Forschungsinstitut der Arbeitsagentur, dem Institut fur Arbeits- und 
Berufsforschung (IAB) als »Einsperreffekt« bezeichnet. Kurz darauf 
stellte auch der Bundesrechnungshof fest, dass die 
Arbeitsgelegenheiten nicht dazu geeignet sind, die Chancen der 
Arbeitslosen zu erhohen. 
So bestand etwa das »Profiling« lediglich darin, dass von jedem 
Kunden, wie schon zuvor, eine Akte angelegt wurde. Insgesamt 
waren die Arbeitsagenturen nach der Umbenennung genauso 



abschreckende Burokratiemonster wie zuvor. 
Außerdem haftet den Betreffenden auch im Ein-Euro-Job weiterhin 
das Stigma des Hartz- IV-Empfangers an. Insbesondere, wenn sie 
versehen mit einer Einheitskluft im offentlichen Raum die ihnen 
aufgezwungenen Tatigkeiten verrichten mussen. Letztlich sind die 
Arbeitsgelegenheiten nichts anderes als eine Form von 
Zwangsarbeit, die unter Drohung des Entzugs von Essen, Wohnung 
und Warme verrichtet werden muss. Außerdem dienen auch sie der 
Schonung der Statistik, denn solange sie in einer Arbeitsgelegenheit
stecken, gelten Hartz-IV-Empfanger nicht als arbeitslos. 
Die Pflicht zur aktiven Beteiligung an allen angebotenen 
Maßnahmen zur vorgeblichen Wiedereingliederung in die 
Arbeitswelt schließt auch die Teilnahme an zugewiesenen 
Trainingsmaßnahmen ein. Eine echte berufliche Weiterbildung findet
dabei jedoch nicht statt. Selbst der Bundesrechnungshof kommt zu 
dem Schluss, dass Jobcenter planlos Kurse verteilen und durch ihr 
nicht zielgerichtetes Vorgehen und die mangelnde Rucksichtnahme 
auf die Belange der Leistungsberechtigten eine unverzugliche 
Eingliederung nicht fordern, sondern sogar gefahrden. Die Kurse 
dienen eher dem Zweck, die Teilnehmer aus der 
Arbeitslosenstatistik zu entfernen und damit gute 
Vermittlungserfolge vorzutauschen. 
Verfolgungsbetreuung 
Der Bezug von Hartz IV ist automatisch mit der Betreuung durch 
einen Fallmanager, wie der zustandige Sachbearbeiter genannt 
wird, verknupft. Ursprunglich stammt diese Bezeichnung aus der 
Sozialarbeit. Dort sind Fallmanager damit beauftragt, auffallige 
Menschen wieder in den Bereich normalen Sozialverhaltens 
zuruckzudirigieren. Die Verwendung derselben 
Tatigkeitsbezeichnung fur die Betreuung von Hartz-IV-Empfangern 
legt nahe, dass deren andauernde Arbeitslosigkeit auf eigenes 
Fehlverhalten zuruckzufuhren sei. 
In diesen Sinne soll der Fallmanager »Teacher, Preacher, Cop and 
Friend« sein. Die ersten drei Rollen bezeichnen den jeweiligen 
Fallmanager eindeutig als Klugeren oder Machtigeren, der sein 
Gegenuber ungefragt belehren darf (Teacher, Preacher) und 
gegebenenfalls auch Zwangsmaßnahmen anwendet (Cop). Als 
Freund (Friend) zeigt er sich nur dann, wenn man seinen 
Erwartungen Folge leistet. Seine Kernaufgabe ist die laufende 
Uberprufung der individuellen Anpassungsbereitschaft an die 
Arbeitswelt. Der Fallmanager verfugt uber einen großen 
Ermessensspielraum hinsichtlich der Pflichten und Sanktionen, die 



er den Hilfeempfangern auferlegen kann. Damit hat er das Schicksal
ganzer Familien in der Hand. Fur die einzelne Hartz-IV-Empfangerin 
ist es reine Gluckssache, ob ihr Gegenuber eine Drohkulisse aufbaut
oder aber freundlich und hilfsbereit ist. Sie kann sich ihren 
Fallmanager nicht aussuchen. 
Die Praxis von Androhung und Bestrafung ist in vielen Jobcentern 
bittere Realitat. Rund eine Million Mal jahrlich kurzen Jobcenter die 
Bezuge unter das offizielle Existenzminimum. Manchmal passiert 
das schon dann, weil eine Pflichtverletzung nur unterstellt wird. 
Fur leichte Pflichtverstoße wird der Regelzuschlag um zehn Prozent 
gekurzt. Dabei handelt es sich fast ausschließlich um 
Meldeversaumnisse wie das unentschuldigte Nichterscheinen oder 
Zu-spat-Kommen zu einem Termin im Jobcenter. Oder auch, wenn 
Papiere verspatet oder gar nicht eingereicht werden. Solche 
leichten Pflichtverstoße machen etwa drei Viertel aller Sanktionen 
aus. 
Schwere Pflichtverstoße werden mit 30 Prozent Kurzung 
sanktioniert. Sie machen das restliche Viertel der jahrlich 
verhangten Sanktionen aus. Ein schwerer Pflichtverstoß ist etwa die
Weigerung, eine zumutbare Arbeit oder Arbeitsgelegenheit 
anzutreten bzw. zu Ende zu fuhren. Das gleiche gilt fur eine 
Trainingsmaßnahme. Selbst ein in Form und Inhalt unangemessenes
Bewerbungsschreiben kann bereits als Nichtannahme eines 
Beschaftigungsangebotes und damit als schwerer Pflichtverstoß 
gewertet werden und  Kurzungen zur Folge haben. 
Selbst bei hochster Not konnen Sanktionierte nirgendwo mehr 
Anspruche auf irgendeine Unterstutzung geltend machen. Sie 
erhalten keine Sozialhilfe, kein Wohngeld und auch sonst keinerlei 
staatliche Hilfe mehr. Die Kurzungen drucken damit aus, dass es 
faktisch kein unverbruchliches Recht mehr auf das 
Existenzminimum gibt. Stattdessen hat man sich durch 
Wohlverhalten als wurdig zu erweisen, uberhaupt leben zu durfen. 
Widerspruche gegen Hartz-IV-Sanktionen haben keine 
aufschiebende Wirkung. Das ist absolut ungewohnlich und verstoßt 
gegen die sonst ubliche, allgemeine Verwaltungsordnung. In dieser 
haben Widerspruche und Klagen gegen belastende Verwaltungsakte
namlich grundsatzlich eine aufschiebende Wirkung. Dieser 
Rechtsgrundsatz wurde fur Hartz-IV-Empfanger ausdrucklich 
aufgehoben, was in der Konsequenz deren Entrechtung bedeutet. 
Die Folge: Selbst wenn sie am Ende nach durchschnittlich sieben 
Monaten Recht bekommen, mussen sie zuvor die ganze Zeit unter 
den gravierenden Auswirkungen der Sanktionen leiden. 



Am 5. November 2019 verkundete dann der erste Senat des 
Bundesverfassungsgerichts einstimmig, dass die Regelungen im 
Sozialgesetzbuch II, wonach Unterstutzungsleistungen bis auf null 
gekurzt werden durfen, verfassungswidrig seien. Das Gericht stellte 
damit klar, dass das Existenzminimum geschutzt ist. Sanktionen bis 
zu einer Minderung von 30 Prozent erklart es allerdings weiterhin 
fur erlaubt. 
Trotz dieser in ihrer Tendenz positiven Entwicklung ist es allerdings 
verwunderlich, dass es fast 15 Jahre gedauert hat, bis endlich 
festgestellt wurde, was eigentlich evident ist. Außerdem blieb das 
Verfassungsgericht inkonsequent, indem es Sanktionen bis zur 30- 
Prozent-Schwelle weiterhin erlaubt. Auch durch diese wird 
schließlich das sogenannte Existenzminimum, das sowieso schon 
mit fragwurdigen Methoden viel zu knapp berechnet wurde, 
unterschritten. Weniger vom Minimum ist schließlich definitiv unter 
dem Minimum. Man darf vermuten, dass dieses fragwurdige 
Zugestandnis dem Funktionieren des Hartz-IV-Systems geschuldet 
ist. Denn ein zentraler Bestandteil sind eben Drohkulissen und 
Sanktionen. Ohne das Druckmittel der Zahlungskurzung waren viele
Maßnahmen namlich schlicht wirkungslos. 
Kontrollbesuche 
Jobcenter durfen die Verhaltnisse der von ihnen betreuten 
Erwerbslosen auch mit Hilfe von Hausbesuchen uberprufen. In 
diesem Fall steht der Außendienst des Jobcenters auf einmal vor der
Tur und begehrt Einlass in die Wohnung. Seine Aufgabe besteht laut
Sozialgesetzbuch II darin, die Notwendigkeit der beantragten Hilfe 
zu prufen. Dabei soll unter anderem festgestellt werden, ob even-
tuell Vermogen oder Einkommen verschwiegen wurde. Außerdem 
soll gepruft werden, ob eventuell eine Bedarfsgemeinschaft vorliegt.
Die Jobcenter beschaftigen insgesamt circa 700 
Außendienstmitarbeiter, wobei ein Team von zwei Kontrolleuren im 
Jahr circa 300 bis 350 Falle bearbeitet. Das entspricht etwa 120 000 
kontrollierten Leistungsempfangern pro Jahr. Die sogenannten 
Ordnungswidrigkeitsteams – so die offizielle Bezeichnung – werden 
losgeschickt, wenn ein 
Sachbearbeiter des Jobcenters den Verdacht hat, es konnte etwas 
nicht stimmen. Sehr haufig sollen die Prufer aufdecken, ob bei 
Wohngemeinschaften eine eheahnliche Gemeinschaft vorliegt. Zu 
diesem Zweck schauen sie dann nach, ob es ein Ehebett gibt, ob 
gemeinsame Wasche in einem Kleiderschrank liegt oder ob nur eine
statt zwei Packungen Margarine im Kuhlschrank liegt. Außerdem 
wird kontrolliert, ob es getrennte Konten und Haushaltskassen gibt. 



Die Hilfsempfanger durfen den Prufern zwar den Zutritt in ihre 
Wohnung verweigern, allerdings kommt es immer wieder vor, dass 
sie durch den plotzliche Besuch uberrumpelt werden oder nichts 
von ihrem Zutrittsverweigerungsrecht wissen. Außerdem kann die 
Zutrittsverweigerung zu Leistungskurzungen fuhren, wenn 
leistungserhebliche Tatsachen nur durch eine 
Wohnungsbesichtigung ermittelt werden konnen. Zur 
Informationsgewinnung durfen die Ermittler außerdem Gesprache 
mit Arbeitgebern, Nachbarn oder Vermietern fuhren und sich bei 
Banken oder Versicherungen erkundigen. Damit ist dem 
Denunziantentum Tur und Tor geoffnet. 
Schlechte Betreuung 
Es ist in den Jobcentern fast die Regel, dass Hilfesuchende nicht 
uber ihre Rechte informiert werden, obwohl nach Gesetzeslage 
eigentlich eine Hinweispflicht besteht. Damit nicht genug, arbeitet 
der Verwaltungsapparat sehr haufig schlampig und inkorrekt. 
Nahezu regelmaßig verschwinden eingereichte Unterlagen der 
Hilfebedurftigen. Und oft werden sie ausgesprochen lange, gar nicht
oder falsch bearbeitet. Hilfeempfanger mussen dann mitunter 
Hinweise von Sachbearbeitern hinnehmen, wonach die Unterlagen 
im »Nirwana« verschwunden seien. Andererseits werden die 
Arbeitslosen standig an ihre Pflichten erinnert und mussen schon 
bei kleinen Verstoßen mit Sanktionen rechnen. 
Im Ergebnis schwoll die Zahl der prekar Beschaftigten so stark an, 
dass in Deutschland der ausgepragteste Niedriglohnsektor Europas 
entstand. Zugleich wurde der Sozialstaat derart stark zuruckgebaut,
dass Arbeitslose in keinem anderen westeuropaischen Industrieland
so schnell von Armut bedroht waren wie hier. 
Diese Missstande hangen auch damit zusammen, dass sich die 
Sachbearbeiter standig am Rand der Uberforderung befinden. 
Fallmanager kann im Grunde jeder werden, der uber ein 
abgeschlossenes Studium oder eine andere abgeschlossene 
Ausbildung verfugt. Die Vorbereitung auf die Tatigkeit ist außerst 
durftig. Wahrend eine ordentliche Ausbildung bei der 
Bundesagentur fur Arbeit im Rahmen der Betreuung von ALG-I- 
Empfangern mindestens drei Jahre dauert, bekommen Mitarbeiter in
den Jobcentern nur Kurzschulungen von 28 Tagen. Im Job benotigen 
sie dann erfahrungsgemaß etwa ein Jahr, bis sie sich richtig 
zurechtfinden. Bei einer durchschnittlichen Einstellungszeit von zwei
Jahren bedeutet das ein Jahr, in der sie einigermaßen fehlerfreie -
Arbeit abliefern. 
Manchmal sind die Sachbearbeiter selbst einem Regime der 



allgemeinen Unsicherheit und Prekarisierung unterworfen. Etwa 
zehn Prozent von ihnen haben nur einen befristeten Arbeitsvertrag 
und finden sich vielleicht bald selbst auf der anderen Seite der 
Theke wieder. Außerdem erhalten Mitarbeiter in den Jobcentern im 
Durchschnitt selbst nur ca. 1 300 Euro im Monat. Bei diesem Gehalt 
werden sie selbst schnell zu Aufstockern, wenn sie mehr als ein Kind
haben oder die Wohnung zu teuer ist. Ferner ist das Zeitbudget pro 
Einzelfall außerst knapp. Laut Vorgabe soll sich ein Sachbearbeiter 
um 150 Erwachsene kummern. Weil aber zur Gesamtzahl der 
Sachbearbeiter auch Fuhrungskrafte oder das Thekenpersonal am 
Eingang gehoren, kommen auf einen Fallmanager tatsachlich uber 
400 Erwerbslose, womit sie hoffnungslos uberlastet sind. 
Aussichten fur Hartz-IV-Bezieher 
Die Zukunftsaussichten von Hartz-IV-Empfangern sind 
ausgesprochen schlecht. Ihre Gesamtzahl ist trotz des 
Wirtschaftsaufschwungs seit dem Jahr 2011 nicht weiter 
zuruckgegangen, sondern liegt konstant in der Nahe der Sechs-
Millionen-Marke. Wer im Hartz-IV-System gelandet ist, verbleibt im 
Durchschnitt sogar immer langer darin. Zwar wechseln monatlich 
im Durchschnitt 1,3 Prozent der Empfanger in ein 
Beschaftigungsverhaltnis, das aber fast immer im Niedriglohnsektor
liegt. Und weit uber die Halfte von ihnen kehrt fruher oder spater 
von dort wieder in den Hartz-IV-Bezug zuruck. Ihm zu entkommen, 
erweist sich damit als nahezu aussichtslos. 
Dauerhafte Abgange erfolgen vor allem in die Nichterwerbstatigkeit.
Meistens handelt es sich um altere Hartz-IV-Bezieher, die in die 
Rente abgeschoben werden. Das Jobcenter ist ab dem 63. 
Lebensjahr der jeweils Betroffenen dazu berechtigt. Die 
Gesetzeslage ist eindeutig: Arbeitssuchende mussen buchstablich 
alles tun, um ihren Hartz-IV-Bezug zu beenden. Darunter fallt auch 
die Inanspruchnahme jeder anderen sozialstaatlichen Leistung. 
Folglich auch die gesetzliche Rente, die man ab dem 63. Lebensjahr
beantragen kann. Selbst wenn das mit hohen Abschlagen 
einhergeht. Diese Praxis wurde durch das Bundessozialgericht 
bestatigt. Die in den Ruhestand Genotigten zahlen ihren Preis fur 
die Armut dann noch mit einer lebenslang deutlich niedrigeren 
Rente. 
Abdruck mit freundlicher Genehmigung des Verlags aus: Peter 
Samol: Die Leistungsdiktatur – Wie der Konkurrenzdruck unser -
Leben zur Holle macht. Schmetterling- Verlag, Stuttgart 2020, 234 
Seiten, 16,80 Euro 
 
  



Zur Info weitergeleitet.
Mit solidarischen Grüßen
Antje und Dieter
www.antjeundieter.de 
https://t1p.de/Autoren-Nach-Lesung 

https://t1p.de/Anti-AKW-Video 
 
 

Weitere Infos:
 
.) Linksextremismus: Verfassungsschutz warnt vor „terroristischen Strukturen“ - 
Verfassungsschutz beobachtet zunehmende Radikalisierung unter Linksextremisten: 
https://www.welt.de/politik/article227240855/Linksextremismus-Verfassungsschutz-warnt-vor-
terroristischen-Strukturen.htmlhttps://www.welt.de/politik/article227240855/Linksextremismus-
Verfassungsschutz-warnt-vor-terroristischen-Strukturen.html  - - Der Präsident des 
Bundesamts für Verfassungsschutz (BfV), Thomas Haldenwang, erkennt im 
gewaltorientierten Linksextremismus eine zunehmende Radikalisierung. „Wir 
beobachten eine Entwicklung hin zu linksextremistischen Angriffen, die sehr gezielt 
sind und sich vermehrt gegen Einzelpersonen richten“, sagte Haldenwang in WELT 
AM SONNTAG. Es gehe heute seltener als zuvor um spontane Übergriffe aus dem 
Demonstrationsgeschehen heraus. Vielmehr bildeten sich verstärkt „Kleingruppen, 
die klandestin agieren“ und planvoll schwere Gewalttaten begehen. Bundesweit kam
es in den vergangenen zwei Jahren mehrfach zu gezielten Angriffen auf 
Einzelpersonen durch radikale Linke. Im Visier der Täter standen Anwälte, Politiker 
oder auch Vertreter von Immobilienunternehmen. Behörden registrieren in 
Deutschland rund 9000 gewaltorientierte Linksextremisten. Ende 2020 ließ der 
Generalbundesanwalt (GBA) die mutmaßliche Anführerin einer linksextremen 
Gruppierung in Leipzig festnehmen. Die Mitglieder sollen Personen aus dem radikal 
rechten Spektrum ausgespäht und bei gezielten Attacken krankenhausreif 
geschlagen haben. Gleichzeitig registrieren Behörden immer wieder Farb- und 
Brandanschläge auf Kräne, Baufahrzeuge oder Büros von Abgeordneten. 
Haldenwang wies darauf hin, dass sich die Gewalt aktuell „hemmungslos gegen die 
Staatsmacht, aber auch gegen politische Gegner richtete.“
 
.) Bundeszentrale für politische Bildung: Unabhängigkeit bedroht: (Tipp: Falls nötig 
- auf den Button “Gerade nicht” klicken.)  https://taz.de/Bundeszentrale-fuer-
politische-Bildung/!5750736/  -- Auf Bitten des Bundesinnenministeriums änderte 
die bpb einen Teaser im Linksextremismus-Dossier. Der taz liegt nun der Wortlaut 
dieser „Bitte“ vor. Bis vor Kurzem definierte die Bundeszentrale für politische Bildung
(bpb) Linksextremismus unter anderem mit diesem Satz: „Im Unterschied zum 
Rechtsextremismus teilen sozialistische und kommunistische Bewegungen die 
liberalen Ideen von Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit – interpretieren sie aber auf 
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ihre Weise um.“ Der Satz, Teil eines Teasers für ein Onlinedossier über 
Linksextremismus, stand schon über zehn Jahre auf der Website der bpb. Er stammt 
vom Politikwissenschaftler Hans-Gerd Jaschke, emeritierter Professor an der 
Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin. Mitte Januar hat die bpb den Teaser 
durch eine Definition der „Sicherheitsbehörden“ ersetzt.
 
.) PRESSEERKLÄRUNG VOM 08.03.2021 VON EHMALIGEN GEFANGENEN AUS DER 
RAF UND DER BEWEGUNG 2. JUNI ZUM HUNGERSTREIK DES GRIECHISCHEN 
GEFANGENEN DIMITRIS KOUFANTINAS: https://non.copyriot.com/presseerklaerung-
vom-08-03-2021-von-ehmaligen-gefangenen-aus-der-raf-und-der-bewegung-2-juni-
zum-hungerstreik-des-griechischen-gefangenen-dimitris-koufantinas  --
 
.) Νόμος και τάξη (law and order) – stirbt Koufontinas? : 
https://griechenlandsoli.com/2021/03/07/17066/#more-17066   -- Dimitris Koufontinas 
könnte jederzeit sterben. Seit dem Amtsantritt der konservativen Nea Dimokratia im 
Sommer 2019 ist die Auseinandersetzung um ihn zum Paradebeispiel der Politik des 
„Law and Order“ geworden. Und täglich zeigt die Regierung, dass sie eine neue 
Ordnung durchsetzen will.
 
.) EHER STERBEN, ALS WIE EIN HUND LEBEN: https://non.copyriot.com/eher-
sterben-als-wie-ein-hund-leben/  -- Dimitris Koufontinas Der Hungerstreik des 
griechischen Gefangenen hat zu Solidaritätsaktionen in aller Welt geführt. 
 
.) Dimitris Koufontinas beendete seinen Hungerstreik: 
https://griechenlandsoli.com/2021/03/14/dimitris-koufontinas-beendete-seinen-
hungerstreik/ 
 
.) Ein Sieg des Lebens, nicht des Todes : https://de.indymedia.org/node/144470 - - 
Ein Kommentar zum Abbruch des Hungerstreiks von Dimitris Koufontinas am 14. 
März 2021.
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